
§ 8
Das Recht auf das Patent, der Anspruch auf Erteilung 

des Patents und das Recht aus dem Patent gehen auf 
den Erben über. Soweit nicht dieses Gesetz etwas ande­
res bestimmt, können diese Rechte ganz oder teilweise 
auf andere übertragen werden.

§ 9
(1) Das Patent tritt mit der Ausgabe der Patentschrift 

in Kraift.
(2) Das Patent dauert 18 Jahre, die mit dem Tag be­

ginnen, der auf den Eingangstag der Anmeldung der Er­
findung beim Patentamt folgt. Bezweckt eine Erfindung 
die Verbesserung oder weitere Ausbildung einer dem 
Patentanmelder durch ein Patent geschützten Erfindung, 
so kann dieser die Erteilung eines Zusatzpatents bean­
tragen, das mit dem Patent für die ältere Erfindung 
endet.

(3) Fällt das Hauptpatent durch Erklärung der Nich­
tigkeit, durch Verzicht oder durch Löschung nach § 12 
Abs. 2 fort, во wird das Zusatzpatent zu einem selb­
ständigen Patent; seine Dauer bestimmt sich nach dem 
Anfangstage des Hauptpatents. Von mehreren Zusatz­
patenten wird nur das erste selbständig, die übrigen 
gelten als dessen Zusatzpatente.

§ 10
Das Patent erlischt, wenn der Patentinhaber auf das 

Patent durch schriftliche Erklärung an das Patentamt 
verzichtet, oder wenn die Gebühren nicht rechtzeitig nach 
Zustellung der amtlichen Zahlungsaufforderung (§ 39 
Abs. 4) entrichtet werden. Die Vorschrift des § 2 Abs. 8 
bleibt hiervon unberührt.

§ И
(1) Das Patent wird auf Antrag für nichtig erklärt, 

wenn sich ergibt,
1. daß der Gegenstand nach den §§ 1 und 4 nicht 

patentfähig ist;
2. daß die Erfindung Gegenstand des Patents eines 

früheren Anmelders ist (§ 6);
3. daß der wesentliche Inhalt der Anmeldung den 

Beschreibungen, Zeichnungen, Modellen, Gerät­
schaften oder Einrichtungen eines anderen oder 
einem von diesen angewendeten Verfahren ent­
nommen ist.

(2) Trifft eine dieser Voraussetzungen nur teilweise 
zu, so wird das Patent entsprechend beschränkt.

§ 12
(1) Liegt eine volkswirtschaftliche, soziale oder kul­

turelle Notwendigkeit für die Benutzung einer durch 
Ausschließungspatent geschützten Erfindung vor, so 
kann, falls eine Einigung mit dem Patentinhaber über 
die Benutzung der Erfindung oder über die Umwand­
lung des Patents gemäß § 3 Abs. 2 nicht möglich ist, 
die Regierung die Wirksamkeit dieses Patents auf An­
trag der Wirtschaftsabteilung des Patentamts gegen 
Zahlung einer angemessenen Entschädigung einschrän­
ken oder aufheben. über die Höhe der Entschädigung 
entscheidet im Streitfälle das Patentgericht.

(2) Das Patent kann, soweit nicht Staatsverträge ent­
gegenstehen, auf Veranlassung der Wirtschaftsabteilung 
durch die Patentabteilung des Patentamts gelöscht wer­
den, wenn die Erfindung ausschließlich oder haupt­
sächlich im Ausland gewerblich ausgewertet wird.

Das Patentamt
§ 13

i(l) Das Patentamt der Deutschen Demokratischen Re­
publik untersteht dem Ministerium für Planung und hat 
seinen Sitz in Berlin.

(2) Das Patentamt ist mit einem Präsidenten, zwei 
Vizepräsidenten und mit technischen und rechtskundigen 
Angestellten besetzt. Außerdem können weitere fach­
kundige Personen zur Mitarbeit herangezogen werden.

(3) Der Präsident und die Vizepräsidenten werden auf 
Vorschlag des Ministers für Planung von deT Regierung 
ernannt und abberufen. Für die Einstellung, Tätigkeit und 
Entlassung der Angestellten des Patentamts gelten die 
für die Angestellten der Regierung erlassenen Bestim­
mungen sinngemäß.

§ 14
(1) Bei dem Patentamt wird ein Präsidium gebildet, 

das aus dem Präsidenten und den Vizepräsidenten 
besteht.

(2) Das Präsidium beschließt die Geschäftsordnung, 
die der Bestätigung gemäß § 20 bedarf.

§ 15
(1) Bei dem Patentamt wird eine Patentabteilung und 

eine Wirtschaftsabteilung gebildet.
,(2) Jede dieser Abteilungen wird von einem der Vize­

präsidenten geleitet.

Die Patentabteilung

§ 16
(1) Bei der Patentabteilung werden gebildet;
1. Prüfungsstellen für die Prüfung von Patentanmel­

dungen und die Erteilung der Patente;
2. Patentverwaltungsstellen für alle Angelegenheiten, 

welche die erteilten Patente betreffen, außer den 
unter Ziffer 3 bis 5 genannten;

3. Spruchstellen für Patentberichtigungen;
4. Spruchstellen für Nichtigerklärungen und Löschung 

von Patenten nach § 12 Abs. 2;
5. Spruchsteilein für Beschwerden.
(2) Jede Prüfungsstelle ist mit einem technisch quali­

fizierten Angestellten besetzt.
(3) Die Besetzung der Patentverwaltungsstelle wird 

durch die Geschäftsordnung geregelt.
(4) Die Spruchstellen bestehen aus drei Mitgliedern, 

von denen zwei technisch sachverständig und eins 
rechtskundig sein müssen. Das rechtskundige Mitglied 
kann sich in rechtlich klarliegenden Fällen durch ein 
technisches Mitglied vertreten lassen. Die Spruchstellen 
ziehen bei Bedarf andere Sachkundige des Patentamts 
hinzu.

(5) Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über Aus­
schließung und Ablehnung von Gerichtspersonen gelten 
entsprechend.

(6) Zu den Verhandlungen sind möglichst Sachver­
ständige aus den Ministerien, Betrieben oder der Kam­
mer der Technik und anderen Organisationen hinzu- 
zuziehen.

§ 17
(1) Gegen die Beschlüsse der Prüfungsstellen und der 

Spruchstellen für Patentberichtigungen und Nichtig­
erklärungen kann Beschwerde bei der Stelle eingelegt 
werden, die den Beschluß gefaßt hat.

(2) Erachtet die Stelle, deren Beschluß angefochten 
wird, die Beschwerde für begründet, so hat sie ihr ab­
zuhelfen. Andernfalls ist die Beschwerde vor Ablauf 
von zwei Wochen ohne sachliche Stellungnahme der 
Beschwerdespruchstelle vorzulegen.

(3) Steht dem Beschwerdeführer ein anderer am Ver­
fahren Beteiligter gegenüber, so gilt die Vorschrift im 
Abs. 2 Satz 1 nicht.

189


